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LANDESJOURNAL
Einigkeit zwischen Innenminister Studt und GdP

Kiel – Mit Zustimmung hat die Ge-
werkschaft der Polizei auf Verlautba-
rungen von Innenminister Stefan 
Studt zur weiteren Entwicklung der 
Landespolizei reagiert. „Insbesonde-
re die Antworten des Ministers zur 
Karriereentwicklung von Polizistin-
nen und Polizisten, zum Personalbe-
stand der Landespolizei und zu Aus-
gleichsmaßnahmen für besonders 
belastende Dienstformen kommen 
der gewerkschaftlichen Position ent-
gegen“, sagte GdP-Landesvorsitzen-
der Manfred Börner.

In einem zweistündigen Gespräch 
auf der GdP-Geschäftsstelle hatten 
sich Vorstandsvertreter mit Innenmi-
nister Stefan Studt ausgetauscht. Sei-
tens der GdP nahmen neben Börner 
die Stellvertretenden Landesvorsit-
zenden Andreas Kropius und Torsten 
Jäger sowie Karl-Hermann Rehr teil. 
Der Innenminister kam gemeinsam 
mit dem Leiter der Polizeiabteilung 
im Innenministerium, Jörg Muhlack, 
sowie Dr. Thiemo Lüeße und Silke To-
bies zu dem Austausch. 

Schnelle Annäherung gab es in der 
Frage des Personalbestandes: Die Po-
lizei braucht dringend Verstärkung. 
Auch wenn es kurzfristig nicht mög-
lich sei, müsse sich der Aufgabenzu-
wachs der Landespolizei zumindest 
mittelfristig auf die Personalstärke 
auswirken, wiederholten die GdP-
Vertreter. So hatte die GdP zuletzt die 
Erhöhung der Einstellungszahlen für 
den mittleren und gehobenen Polizei-
dienst gefordert, und zwar jährlich bis 
2020 auf 400 Neueinstellungen. „Die-
se Einstellungszahlen sind realistisch 
und an den Ausbildungseinrichtun-
gen in Eutin und Altenholz auch zu 
leisten“, betonte der Innenminister. 
Studt kündigte entsprechende Verän-
derungen in den kommenden Jahren 
an. „Darüber hinausgehende Forde-
rungen sind gegenwärtig wohl unrea-
listisch“, unterstrich Manfred Börner. 

Die GdP-Vertreter machten deut-
lich, dass die begrüßenswerte Anhe-
bung des Einstellungsamtes von A 7 
auf A 8 Folgen für das „Bestandsper-

„Unsere Aufgabe fordert mehr Personal“
Dialog zwischen Innenminister und GdP führt zu Perspektivpapier für die Landespolizei

sonal“ im mittle-
ren Dienst haben 
muss. Mit ihrer 
Darstellung und 
Erwartungshal-
tung stieß die 
GdP bei Studt auf 
offene Ohren. 
Dieses Thema 
wird schon seit 
geraumer Zeit im 
Innenministerium 
geprüft. „Ja, die 
Anhebung des 
Eingangsamtes 
muss auch weite-
re Beförderungen 
im mittleren Dienst nach sich ziehen 
und wir werden hier einen Schwer-
punkt bereits zum 1. Juli bilden“, 
kündigte der Minister an. Überein-
stimmung herrschte zwischen GdP 
und Minister, dass langfristig die Be-
förderungsstruktur aller Laufbahnen 
der Schwierigkeit der Aufgabe an-
passt werden müsse. 

„Hier muss es in Kürze auch ent-
sprechende Anhebungen für diejeni-
gen geben, die schon seit Jahren im 
Funkstreifen- und Einsatzdienst ihre 
Haut zu Markte tragen. Ansonsten 
haben wir hier eine Schieflage zum 
Nachteil derer, die mit großem Enga-
gement und erheblichen Belastungen 
die personellen Defizite in der Lan-
despolizei kompensieren und bislang 
das gute Ansehen der Polizei wesent-
lich geprägt haben. Das erzeugt spür-
baren Frust“, unterstrich der GdP-
Vorstand um Börner. 

Dabei verwies der GdP-Landesvor-
sitzende auf vorherige Gespräche mit 
dem Innenminister sowie Minister-
präsident Torsten Albig, in denen be-
reits seit  Mitte vergangenen Jahres 
die Erwartung entsprechender Kor-
rekturen zum Ausdruck gebracht 
worden sei. Auch darüber hinaus sei-
en kurz-, mittel- und langfristig ent-
sprechende Anhebungen im Polizei-
dienst notwendig. Hier gebe es nach 
wie vor keine aufgabengerechte Be-
soldung und deshalb entsprechend 

Nachholbedarf. Einvernehmen gab 
es auch in der Frage der notwendigen 
Entlastungen für die im Wechsel-
schicht- und Schichtdienst tätigen Po-
lizistinnen und Polizisten.  Hier hatte 
Innenminister Studt vor knapp ein-
einhalb Jahren die Arbeitsgruppe 
„Kompensation“ in der Landespolizei 
einrichten lassen, um Möglichkeiten 
der Entlastung für diese Betroffenen 
zu entwickeln. Den Stein ins Rollen 
gebracht hatte die vorangegangene 
Belastungskonferenz der GdP. Einige 
Stichworte waren: Wochenarbeits-
zeitverkürzung für Wechselschicht-
dienstleistende und Lebensarbeits-
zeitverkürzung für alle belastenden 
Dienstformen. 

„Perspektivpapier für die 
Landespolizei“ nach Austausch 

mit GdP veröffentlicht
Nach dem Austausch mit der GdP 

veröffentlichte Innenminister Studt 
sein „Perspektivpapier für die Lan-
despolizei“. Ihm sei wichtig, dass es 
für alle Polizeilaufbahngruppen glei-
chermaßen gute Perspektiven gebe. 
„Niemand soll das Gefühl haben, von 
Karrierechancen ausgenommen zu 
bleiben oder benachteiligt zu wer-
den“, sagte Studt bei der Jahres-
hauptversammlung der GdP-Regio-
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Am 3. März 2016 starb der lang-
jährige GdP-Landesgeschäftsführer 
Herbert Reichel.  Der Verstorbene 
wäre am 11. März  91 Jahre alt ge-
worden. Das Amt des Landesge-
schäftsführers bekleidete er vom 
1. November 1959 bis 31. März 
1988.  

Bevor Herbert Reichel zur GdP 
kam, war er Angehöriger der Land-
polizei. Er wurde am 27. Januar 
1946 eingestellt und war zuletzt Lei-
ter des dreiköpfigen Polizeipostens 
Achterwehr, damalige Polizeiins-
pektion Rendsburg. 

  In seiner gewerkschaftlichen 
Karriere war der Verstorbene insbe-
sondere wegen seiner Redekunst 
und seines Verhandlungsgeschi-
ckes bekannt. Gerade ihm ist es zu 
verdanken, dass die GdP neben den 
damals konkurrierenden Organisa-
tionen ÖTV, DPolG und BDK zur be-
stimmenden Kraft in der Berufsver-
tretung wurde.  

Herbert Reichel

Der Landesbezirk Schleswig-Hol-
stein hat Herbert Reichel viel zu 
verdanken. 

Er hinterlässt seine Ehefrau und 
eine Tochter. Unsere Gedanken sind 
bei den Angehörigen. 

Über eine Trauerfeier ist bisher 
nichts bekannt.

nalgruppe Lauenburg-Stormarn im 
März. Daher umfasse das Gesamtpro-
gramm vom Polizeiobermeister bis 
zur Behördenleiterin alle Besoldungs- 
und Laufbahngruppen. 

Folgende Aspekte würden nun be-
arbeitet:

1. Reduzierung der Wochenarbeits-
zeit für den Wechselschichtdienst.

2. Verkürzung der Lebensarbeits-
zeit für lange Dienstzeiten im Wech-
selschicht- und im Schwerpunkt-
dienst.

3. Deutliche Verkürzung zur Beför-
derung PHM.

4. Früherer prüfungsfreier Aufstieg 
in den gehobenen Dienst.

5. Stabile Stehzeiten in A9 und 
A 10.

Fortsetzung von Seite 1 6. Ausweitung des prüfungsfeien 
Aufstiegs bis A 11.

7. Ausweitung der Statusämter 
A 12 und A 13.

8. Deutliche Erhöhung des Anteils 
in der Laufbahngruppe 2.2, also dem 
höheren Dienst und

9. Einführung der B-Besoldung für 
Spitzenämter in der Landespolizei, z. 
B. für die Leiterinnen und  Leiter gro-
ßer Polizeidirektionen.

„Ein solches Paket hat es wohl sel-
ten zuvor in der Landespolizei gege-
ben“, freute sich der Inneminister. Es 
sei Ausfluss verschiedener Gespräche 
mit der GdP gewesen. 

GdP begrüßt Perspektivpapier 
des Innenministers

Das vorgelegte Papier „Perspektiv-
papier für die Landespolizei“ werde 
von der Gewerkschaft der Polizei be-
grüßt. Es stelle eine treffende Zu-
standsbeschreibung dar, nenne 
Schwachstellen und zeige Lösungs-
wege auf, lobte der GdP-Landesvor-
sitzende Manfred Börner die Initiati-
ve des Innenministers.

„Den von der GdP vorgetragenen 
Forderungen nach Personalverstär-
kung, Perspektiven für die jetzigen 
Beschäftigten, Anreize für Berufsan-
fänger und Entlastung für besonders 
schwierige Dienstformen zu schaffen, 
werden in diesem Papier Rechnung 
getragen. Sie sind Ausfluss eines kon-
struktiven Dialoges zwischen Innen-
ministerium und der GdP. Deshalb 
kann sich Innenminister Studt und 
mit ihm Jörg Muhlack, der Leiter der 
Polizeiabteilung im Innenministeri-
um, unserer Unterstützung gewiss 
sein“, hob Manfred Börner heraus.

Dieser Dialog zwischen GdP und 
dem Minister werde beständig fortge-
setzt, um die Gewähr für die Umset-
zung der im Perspektivpapier formu-
lierten Ziele auch sicherzustellen.
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Polizeiliche Kriminalstatistik

Kiel – Jetzt ist es auch amtlich do-
kumentiert: Die Zahl der Wohnungs-
einbrüche in Schleswig-Holstein ist 
2015 stark gestiegen. Auch bei den 
Ladendiebstählen wies der Trend 
nach oben. Vor allem die Zahl der Ge-
waltdelikte nahm hingegen weiter 
ab. Die Kriminalitätsbelastung im 
Land sinkt weiter. Das geht aus der 
jüngsten Polizeilichen Kriminalitäts-
statistik hervor, die SPD-Innenminis-
ter Stefan Studt gestern in Kiel vorge-
legt hat.

202 598 Straftaten wurden regis-
triert. Das sind 297 oder 0,1 Prozent 
mehr als im Vorjahr, darin enthalten 

Weniger Gewalt, aber deutlich mehr Einbrüche im Norden
Innenminister stellte PKS-Zahlen vor

aber auch 13 165 reine Aufenthalts-
verstöße von Ausländern, vor allem 
im Zuge der Flüchtlingszuwande-
rung. 2014 waren das nur 7772 Fälle. 
Die Gesamtzahl der übrigen Delikte 
sank um 2,6 Prozent. „Schleswig-Hol-
stein ist und bleibt ein sicheres Land“, 
sagt Studt.

Die Zahl der Morde sank im Ver-
gleich zu 2014 von 21 auf 17, die der 
Totschlagsfälle von 38 auf 37. Es wur-
den 253 Vergewaltigungen oder 
schwere sexuelle Nötigungen ange-
zeigt und 234 minder schwere sexuel-
le Nötigungen. Laut einer jüngst ver-
öffentlichten Dunkelfeldstudie der 

Landespolizei würden viele solcher 
Delikte allerdings nicht angezeigt. 
Studt appellierte daher erneut an je-
den, der Opfer wird, sich unbedingt 
bei der Polizei zu melden. Die Zahl 
der Raube sank um 96 auf 1393, die 
der einfachen Körperverletzungen 
um 745 auf 13 745 und der schweren 
um 195 auf 3893.

Die Zahl der Wohnungseinbrüche 
stieg im Vergleich von 2014 zu 2015 
um 12,3 Prozent, von 7529 auf 8456. 
Die Aufklärungsquote, die über alle 
Delikte bei 52,1 Prozent liegt, sank 

Kiel – Jedes Jahr gibt es die glei-
chen politischen und medialen Ritua-
le. Je nach Standpunkt und politischer 
Zielsetzung wird die Polizeiliche Kri-
minalstatistik gedeutet und für eigene 
Interessen ausgelegt. Dramatische 
Szenarien werden beschrieben, oder 
es ist alles gut. 

Wie relativ Daten sein können, ma-
chen die Zahlen der Straftaten gegen 
das Aufenthalts-, das Asylverfahrens- 
und Freizügigkeitsgesetz/EU deutlich. 
Der Generalstaatsanwalt hat im Zu-
sammenwirken mit der Landespolizei 
eine Verfahrensweise festgelegt, die in 
der Regel dazu führt, dass bei syrischen 
und irakischen Bürgerkriegsflüchtlin-
gen – begründet durch Kanzlerinerklä-
rung und faktisches Verhalten deut-
scher Behörden – beim Grenzübertritt 
nach Deutschland keine Strafanzeigen 
zu fertigen sind. Dieses richtige Ver-
meiden unsinniger Strafanzeigen ver-
ändert die Datenlage und macht ver-
gleichende Aussagen zu Vorjahren 
schwierig. Richtig ist es, Tatverdächtige 
mit Migrationshintergrund zu benen-
nen, Objektivierung kann ein vernünf-
tiges Gegenmittel zum dumpfen Angst-
schüren sein. 52 000 aufgenommene 
und 60 000 Transitflüchtlinge in Schles-
wig-Holstein allein in 2015 bleiben 
nicht ohne Auswirkungen auf das Kri-
minalitätsgeschehen. Dies wird durch 
die Zahlen ohne Dramatik belegt. 

Dramatisch sind und bleiben die 

Kommentar

Polizei und Bürger brauchen Vertrauen und Verlässlichkeit
Polizeiliche Kriminalstatistik 2015 – Ein Kommentar von Torsten Jäger

Zahlen der Einbruchkriminalität. Ein 
jahrelanger unverminderter Anstieg 
getoppt durch 12,3% Anstieg im letz-
ten Jahr und eine miserable Aufklä-
rungsquote von 8,9%. Obwohl unsere 
Kolleginnen und Kollegen durch gute 
Konzepte, hohes Engagement und 
hohe Professionalität hier versuchen, 
gegenzuwirken, gelingt es bisher, trotz 
einzelner Erfolge durch Festnahmen, 
nicht, diesen negativen Trend zu stop-
pen. Dies liegt maßgeblich daran, dass 
alle Konzepte nicht mit zusätzlichem 
Personal hinterlegt werden, sondern 
stets aus dem Bestand improvisiert 
werden müssen.

Gerade in den Themenfeldern „Tä-
ter mit Migrationshintergrund“ und 

„Wohnungseinbruchdiebstahl“ wird 
der enge Zusammenhang der objekti-
ven Datenlage mit dem subjektiven 
Unsicherheitsgefühl der Bevölkerung 
überaus deutlich. 

Innenminister Studt hat somit richtig 
entschieden, in Schleswig-Holstein 
auch das Dunkelfeld erforschen zu las-
sen. Danach erfährt die Landespolizei 
tatsächlich nur von einem Viertel aller 
Straftaten. Ein Drittel der Befragten 
meidet bestimmte Plätze und Wege. 
Schon vor der Flüchtlingswelle attes-
tierten 26,6% der Befragten fehlendes 
Vertrauen in den Rechtsstaat. Statistik 
bedeutet im Ursprung die „Lehre von 
den Daten über den Staat“. Der ver-
nünftige Umgang mit dem Thema In-
nere Sicherheit in allen Facetten ist ein-
deutig staatliche Aufgabe. Unfassbar 
sind zu beobachtende Situationen, dass 
Kommunen für Streifentätigkeit von Si-
cherheitsdiensten Sponsorengelder er-
bitten, weil die Polizei dies nicht mehr 
leisten kann. Der Innenminister geht in 
seinem Perspektivpapier darauf ein 
und beschreibt Personalzuwächse, Ent-
lastungsmöglichkeiten und Struktur-
verbesserungen. Richtig so! Vor der 
Landtagswahl im nächsten Jahr sollten 
sich die demokratischen Parteien in ih-
ren Programmen anschließen, denn die 
Polizei und die Bürgerinnen und Bür-
ger in Schleswig-Holstein brauchen zu 
diesem Thema Vertrauen und Verläss-
lichkeit.

Torsten Jäger� Foto: TG
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KIEL – In einer alljährlich wieder-
kehrenden Kleinen Anfrage will der 
FDP-Landtagsabgeordnete Dr. Ekke-
hard Klug Zahlen der Regierung zu 
Widerstandshandlungen gegen Poli-
zeibeamte wissen. Hier bestätigt sich 
das, was auch sechs Wochen später 
Bestandteil der Pressekonferenz des 
Innenministers zur Polizeilichen Kri-
minalstatistik steht: Gewalt gegen 
Vollstreckungsbeamte bleibt auf ho-
hem Niveau. 

1082 Gewaltdelikte (das sind durch-
schnittlich drei Taten pro Tag) gegen 

Gewalt gegen Polizei weiter auf hohem Niveau
2012 Beamte im engeren Sinne zu 
§ 113 sowie Rohheitsdelikte wurden 
verzeichnet. Insgesamt wurden im ab-
gelaufenen Jahr 363 Beamte (durch-
schnittlich einer pro Tag) verletzt, sie-
ben dabei schwer verletzt. Die 
belasteten Beamten schrieben 634 An-
zeigen wegen Widerstandes gegen 
Vollstreckungsbeamte und 356 wegen 
Körperverletzung bei Ausübung 
dienstlicher Maßnahmen. Das Minis-
terium konnte zum Fragezeitpunkt 
noch keine Auskunft darüber geben, 
zu wieviel Fehltagen es wegen der Wi-
derstandshandlungen gekommen ist.

„Die Entwicklung macht uns ernst-
haft Sorgen, richtet sich die Gewalt 
letztendlich gegen die Gesellschaft“, 
so der GdP-Landesvorstand. „Wir 
wissen, dass diese Einsätze noch lan-
ge im Gedächtnis bei den Betroffenen 
bleiben. Die Gesellschaft und vor al-
lem die Politik müsse dafür sorgen, 
dass die Polizisten angesichts der 
enormen Belastungen, die sie zu 
schultern hätten, mehr Respekt und 
moralische Unterstützung erfahren“, 
so der GdP-Landesvorstand. 

*Frage und Antwort sind unter  
(Drucksache 18/3753) abrufbar.

Kiel – Bei der GdP wird immer wie-
der nachgefragt, wie es mit dem Sport 
in der Landespolizei weitergehen 
würde. Der Landesrechnungshof hat-
te deutliche Kritik an den Dienstspor-
tregelungen der Landespolizei geübt. 
Der Landesrechnungshof monierte, 
dass trotz Verpflichtung nur 40 Pro-
zent der Polizisten am Dienstort teil-
nehmen würden, es gäbe keine 
Zielorientiertheit und keine Fitness-
überprüfungen.  

Eine eingesetzte Arbeitsgruppe 
unter Leitung des Personalreferenten 

Dienstsport

Sport in der Landespolizei
Jürgen Anhalt hat nach unseren Er-
kenntnissen einen Zwischenbericht 
formuliert, der sich jetzt in der Ab-
stimmung zwischen allen beteiligten 
Ämtern, Behörden und den Personal-
räten der Landespolizei  befinde. Die 
Zeichen stehen gut, dass das Dienst-
sportangebot erhalten bleibt und vier 
Stunden Dienstzeit pro Monat auch 
weiterhin zur Verfügung stehen sol-
len. 

Die Dienstsportverpflichtung soll 
entfallen, dafür wird es wohl ver-
pflichtende Sportleistungsnachwei-

se pro Kalenderjahr geben. Diese 
können in einem breiten und diffe-
renzierten Angebot unter Berück-
sichtigung des Lebensalters wahr-
genommen werden. Die 
Leistungsnachweise sollen ver-
pflichtend nur für diejenigen gelten, 
die jetzt 35 Jahre oder jünger sind, 
zukünftig dann aber bis ans Berufs-
lebensende.  Alle anderen können 
freiwillig einen Leistungsnachweis 
erbringen. 

Anreize werden wohl abgestufte 
Zeitgutschriften beim Bestehen der 
Leistungstests sein. Diese sollen von 
der tatsächlichen Inanspruchnahme 
des Dienstsportangebotes abhängig 
sein. Hierin liegt wohl insbesondere 
für Wechselschichtdienst- und 
Schwerpunktdienstleistende ein Vor-
teil. Der Fördergedanke soll betont 
werden. Leider werden Tarifbeschäf-
tigte und Verwaltungsbeamte auch 
zukünftig nicht von den Möglichkei-
ten des Dienstsportangebotes profi-
tieren. Hier bleibt nach Bewertung 
der GdP möglicherweise ein Weg 
über die seit Jahresbeginn veränderte 
Arbeitszeitordnung. So können Maß-
nahmen der betrieblichen Gesund-
heitsförderung in angemessenem 
Rahmen als Arbeitszeit anerkannt 
werden. Hier sehen wir Chancen, für 
unsere Tarifbeschäftigten und Ver-
waltungsbeamten durch Dienstver-
einbarungen oder 59er-Vereinbarun-
gen des DGB mit der Landesregierung 
etwas zu erreichen. Dafür setzen wir 
uns ein!� tj

von 12,6 auf 8,9 Prozent. 1991 hatte es 
noch 11 300 Wohnungseinbrüche ge-
geben. Dennoch macht der neuerli-
che Anstieg Polizei und Politik Sor-
gen. Man werde mit noch mehr 
Personal noch intensiver ermitteln, 
versprach Studt. Vor allem Banden 
aus Balkanländern machen der Poli-
zei das Leben schwer. Der Anteil 
nicht-deutscher Tatverdächtiger liegt 
hier mit 33,8 Prozent sehr hoch. Von 
insgesamt 12 349 im Jahr 2015 einer 
Straftat – ohne Aufenthaltsrechtsver-
stöße – verdächtigten nicht-deutschen 
Tatverdächtigen waren 9,3 Prozent 
rumänische, und je 4,9 Prozent serbi-
sche und albanische Staatsbürger. 
11,1 Prozent waren polnische, 11,5 
Prozent türkische Staatsbürger. 

Laut Statistik waren 4094 Tatver-
dächtige Zuwanderer, also Flüchtlin-
ge – wozu auch schon vor vielen Jah-
ren zugewanderte Personen zählen 
können. 446 dieser Flüchtlinge wa-
ren albanische und 340 serbische 
Staatsbürger. Nur 420 zum Beispiel 
waren Syrer. Das häufigste Delikt 
dieser Gruppe: Ladendiebstähle, 
insgesamt 1364. Gegen 65 Flücht- 
linge wurde wegen Sexualstraf- 
taten ermittelt, gegen 232 
wegen schwerer Körperverletzung, 
gegen 80 wegen Wohnungseinbrü-
chen und gegen 147 wegen Drogen-
delikten. Angesichts der hohen Zahl 
von Zuwanderern – allein 2015 ka-
men 55 000 – seien diese Zahlen un-
auffällig, Flüchtlinge seien nicht 
häufiger kriminell als Einheimische, 
sagt Studt. 

Fortsetzung von Seite 3
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Justizvollzug

Er ist so etwas wie eine Institution 
im schleswig-holsteinischen Strafvoll-
zug: Willem Ziemer, den Anstaltsleiter 
der Justizvollzugsanstalt Flensburg, 
kennt eigentlich jeder. Und man er-
kennt ihn auch sofort – an seinem 
Markenzeichen. Mit Lederjacke, ro-
tem Schal und Cowboystiefeln fällt 
man als Behördenleiter nun mal auf.

Willem Ziemers Biografie war schon 
immer etwas „gewöhnungsbedürftig“: 
Beispielsweise liebt er Götterspeise mit 
Sahne. Seinen Studienkollegen in Bad 
Münstereifel soll er immer die Sahne 
vom Nachtisch gelöffelt haben – so lan-
ge, bis diese genug hatten und die Sah-
ne durch Rasierschaum ersetzten. Da-
nach war diese Unart aber schlagartig 
vorbei. 

Bis 1990 war er als Abteilungsleiter 
in der JVA Kiel tätig. Die älteren Kolle-
ginnen und Kollegen dort haben ihn 
noch in guter Erinnerung. Sie wussten 
immer, wann ihr Vorgesetzter  kam. 
Das Klack – Klack – Klack der Cowboy-
stiefel kündigte ihn jedes Mal rechtzei-
tig an. Legendär sind auch die Ge-
sangseinlagen, die er mit den Kollegen 
seiner Abteilung während des Schicht-
wechsels zur Motivationssteigerung 
durchführte. Gut für den Teamgeist, 
schlimm für die Ohren. Das gesamte 
Hafthaus musste es aushalten.

In Erinnerung bleibt natürlich sein 
Engagement, mit dem er sich gemein-
sam mit der GdP-Regionalgruppe Jus-
tizvollzug gegen die 2010 von der 
CDU/FDP-geführten Landesregierung 
vorgesehene Schließung der Justizvoll-

Tschüss Willem …
Anstaltsleiter in den Ruhestand verabschiedet

zugsanstalt Flensburg zur Wehr gesetzt 
hat. In einer rund fünfwöchigen Kam-
pagne konnten weit über 6000 Unter-
schriften zum Erhalt der Justizvollzugs-
anstalt Flensburg gesammelt werden. 
Die Rückendeckung in annähernd al-
len gesellschaftlichen Bereichen des 
Landesteils Schleswig/Flensburg war 
beeindruckend und führte letztlich 
dazu, dass die heutige Justizministerin 
Anke Spoorendonk den für viele erlö-
senden Bestandsschutz zusagte.

Danach soll er einen weiteren 
Wunsch geäußert haben, der ihm letzt-
lich auch erfüllt wurde: „Es wäre doch 
schön, wenn ich die Vollendung der 
Sanierung des Pfortenbereiches der 
Anstalt noch aktiv miterleben könnte.“ 
Nun konnte er beruhigt seinen Ruhe-
stand antreten.

Viele haben Willem Ziemer als einen 
gradlinigen Kollegen kennengelernt, 

auf den man sich in jeder Situation ver-
lassen konnte. Durch seine offene, stets 
fröhliche Art war er als Kollege stets 
gern gesehen, und sein Eintritt in den 
Ruhestand wird sicherlich eine große 
Lücke in der JVA Flensburg hinterlas-
sen. 

Eine Entscheidung, ob diese Lücke 
wenigstens personell geschlossen wird, 
hat das Justizministerium bereits ge-
troffen. Wie wir finden, eine gute Wahl 
und würdige Nachfolge.

Unabhängig davon wird Willem Zie-
mer den Justizvollzug mit einem wei-
nenden, aber auch mit einem lachen-
den Auge verlassen, wenn er die 
Probleme sieht, mit denen sich unsere 
jüngeren Kolleginnen und Kolle-
gen  auseinandersetzen müssen. Wir 
hoffen, dass er uns hier im Justizvollzug 
des Landes und insbesondere seine 
Kolleginnen und Kollegen in der JVA 
Flensburg nicht vergisst. 

Insofern wünschen wir dir im Namen 
der Kolleginnen und Kollegen der 
GdP-Regionalgruppe Justizvollzug für 
deinen Ruhestand alles erdenklich 
Gute, Zufriedenheit und natürlich Ge-
sundheit. 

Willem Ziemer wird innerhalb der 
GdP-Regionalgruppe Justizvollzug mit 
der Mitgliedsnummer „2“ geführt, war 
also durch seinen Beitritt im Januar 
2002 einer der allerersten, die die Öff-
nung der GdP für den Justizvollzug für 
sich nutzten. 

Vielen Dank für deine Tätigkeit und 
deinen Einsatz sowie dein Engagement 
für die gemeinsame Sache. Bleibe uns 
gewogen.� Thorsten Schwarzstock
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Kiel – Wie bereits in der Ausgabe 
Februar 2016 beschrieben, möchten 
wir für 2017 einen Familienkalender 
mit Euren Bildern gestalten. Der 
Malwettbewerb läuft noch bis Ende 
April. Du bist zwischen 3 und 16 
Jahre alt? Dann schnapp Dir gleich 
Filzer, Buntstifte oder was auch im-
mer Du magst und male uns auf ein 
DIN-A4-Blatt den Arbeitsplatz Dei-
ner Mama und/oder von Papa bei 
der Polizei. Vielleicht arbeitet Dein 
Papa auf einem Boot und kontrol-
liert Fischer oder fährt mit einem 
Streifenwagen durch Kiel? Oder 
deine Mama nimmt die Notrufe ent-
gegen und verteilt die Einsätze über 

Aktion

Malwettbewerb!
Funk auf der Leitstelle? Lasse Dei-
ner Phantasie freien Lauf!  Zwölf Bil-
der von Euch kommen in den neuen 
Kalender. Unter allen Picassos verlo-
sen wir tolle Preise und die Maler 
der Zwölf veröffentlichten Bilder be-
kommen jeweils den druckfrischen 
Familienkalender.  Nutzt die Oster-
ferien und malt am besten gleich los. 
Schickt Eure Bilder bitte bis 30. 4. 
2016 ungefaltet an: 

Gewerkschaft der Polizei,
Landesbezirk Schleswig-Holstein, 

   Max-Giese-Straße 22, 24116 Kiel, 
Kennung: Familienkalender

Wir freuen uns auf Eure Werke!

15. Februar 
Der GdP-Landesseniorenvorsitzen-

de Frank Poster berichtet mir heute 
von einer besonderen Auswirkung 
des Landesbeamten-Modernisie-
rungsgesetzes S-H, speziell des 
„Gesetzes zur Förderung der perso-
nalwirtschaftlichen Bewältigung be-
sonderer Bedarfslagen“ vom 18. De-
zember 2015, das am 1. Januar 2016 
(vorzeitig) in Kraft trat. Demnach sind 
für regulär in den Ruhestand getrete-
ne Beamtinnen und Beamte die Hin-
zuverdienstgrenzen weggefallen. 
Wie Rentner können diese Versor-
gungsempfänger zukünftig versor-
gungsunschädlich unbegrenzt Er-
werbs-  oder  Erwerbsersatzeinkommen 
gem. § 64 (5) SHBeamtVG beziehen.

16. Februar
Auf ihrer Internetseite fragen heute 

die Lübecker Nachrichten: „Sollten 
Polizisten im Norden mit Schulterka-
meras, sogenannten Bodycams, aus-
gestattet werden?“ Es beteiligen sich 

Und was sonst noch so war ...
1095 Leserinnen und Leser. Das Er-
gebnis ist eindeutig: 
– �5%: Mir egal, auch wenn ich gefilmt 

werde, dann will ich das bitte bei 
Youtube sehen.

– �13%: Nein, denn die Wirkung ist 
eher zweifelhaft und außerdem sind 
sie ein Verstoß gegen das Grund-
recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung.

– �82%: Ja, das schreckt Gewalttäter 
ab und schützt die Beamten vor kör-
perlichen Attacken. 

17. Februar
19 Uhr –  Im Kieler Maritim-Hotel 

findet das 14. Sponsorenessen des 
Hilfs- und Unterstützungsfonds 
(HUPF) statt. Über 60 Gäste kann der  
Vorsitzende Klaus Schlie, Landtags-
präsident, begrüßen. Ehrengast ist 
die Präsidentin des Oberlandesge-
richtes (OLG), Frau Ute Fölster (Foto). 
In ihrem Beitrag setzt sie sich mit der 
Rolle von Polizei und Justiz in der Ge-
sellschaft auseinander. „Mehr als 

Stirnrunzeln, nämlich Sorgen, verur-
sachen mir allerdings Berichte über 
die vielen tätlichen und verbalen An-
griffe auf Polizeibeamte. Es ist mir in 
diesem Zusammenhang auch relativ 
gleichgültig, ob steigende Zahlen auf 
verändertes Anzeigeverhalten oder 
auf ein tatsächliches Ansteigen der 
Delikte zurückzuführen sind. Macht 
es denn etwa die Sache besser, wenn 
sich durch mehr Anzeigen erweist, 
dass ein beklagenswerter Zustand 

Fortsetzung auf Seite 8

Eutin – Ein ungewöhnliches Turnier 
wurde in der PD AFB absolviert.  Die 
Organisation des Vergleichs im Bub-

RG PD AFB

Bubblefootball in der PD AFB
blefootball lag in den Händen der 
PMA Parulin und Wollburg, Unterstüt-
zung kam aus dem Sportbildungszen-

trum der PDAFB und von der Gewerk-
schaft der Polizei. Angefeuert von 
rund 300 Zuschauern, kämpften, roll-
ten und traten sich 18 Mannschaften 
aus allen Jahrgängen durch die Sport-
halle. PMA Karstens moderierte sou-
verän durch die Veranstaltung, der DJ 
sorgte zusätzlich für aufgeheizte Stim-
mung. Alles in allem eine gelungene 
Veranstaltung, die bei einer Aftertou-
rament-Party bei Werner Japp ihren 
würdigen Abschluss fand.
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schon länger andauert, als man bis 
dahin angenommen hat?

Soweit es die verbalen Angriffe be-
trifft, so meine ich zwar, dass nicht 
jede kleine Beleidigung, die Reprä-
sentanten aus allen staatlichen Insti-
tutionen mehr oder weniger häufig 
auszuhalten haben, eine staatliche 
Reaktion verdient. Allerdings klingt 
das, was man mittlerweile in Leser-
briefen oder in den euphemistisch be-
zeichneten „social media“ im World 
Wide Web so lesen kann, derart hass-
erfüllt, dass einem das Blut in den 
Adern zu gefrieren droht – von klei-
nen Beleidigungen kann keine Rede 
sein. Immerhin sind einige Onlineme-
dien angesichts ihrer Ohnmacht zur 
Beherrschung dieser Shitstorms mitt-
lerweile dazu übergegangen, nicht 
länger Kommentarfunktionen anzu-
bieten. Derartige, völlig hemmungs-
los initiierte radikale semantische Es-
kalationen sind wohl nicht allein mit 
rechtlichem Instrumentarium in den 
Griff zu bekommen, sie stellen vor al-
lem ein sozialpsychologisches Prob-
lem dar. Ich kann jedenfalls gut nach-
empfinden, dass auch die aus dem 
Polizeibereich stammenden Opfer 
Probleme im Zusammenhang mit der 
Sanktionierung solcher Injurien frust-
rieren und demotivieren.“

19. Februar
Das Arbeitsgericht Berlin hat ak-

tuell entschieden, dass Restur-
laubsansprüche verstorbener Mitar-
beiter auf die Erben übergehen. 
Diese können sich den Restur-
laubsanspruch auszahlen lassen 
(Az.: 56 Ca 10968/15). Der Fall: Ein 
Arbeitnehmer hatte noch 33 Tage 
Resturlaub, als er verstarb. Die Er-
ben forderten von dem Unterneh-
men die Auszahlung dieser Tage. 
Das Berliner Arbeitsgericht teilte 
die Argumente der Erben und gab 
der Klage statt. Die Begründung: 
Das Gericht berief sich auf das 
Bundesurlaubsgesetz, wonach der 
Resturlaub abzugelten ist, wenn er 
wegen Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses nicht oder teilweise nicht 
mehr genommen werden könne – 
was im Todesfall ja zutrifft.

Allerdings: Das letzte Wort ist zu 
diesem Thema sich noch nicht ge-
sprochen, denn das Bundesarbeits-
gericht hat diese Fallkonstellation in 
der Vergangenheit stets anders be-
urteilt. 

23. Februar
Neue Leitungen bei den Staatsan-

waltschaften in Kiel und Itzehoe. In 
Itzehoe wird Uwe Dreeßen zum 
1. März 2016 als Leitender Ober-
staatsanwalt die Leitung der Staats-
anwaltschaft Itzehoe übernehmen. 
Diesem Personalvorschlag von Jus-
tizministerin Anke Spoorendonk hat 
das Kabinett heute zugestimmt. 
Dreeßen wird Nachfolger von Wolf-
gang Zepter, der seit Anfang dieses 
Jahres Generalstaatsanwalt des 
Landes Schleswig-Holstein ist. 
„Herr Dreeßen ist hervorragend ge-
eignet für das Amt des Leitenden 
Oberstaatsanwalts bei der Staatsan-
waltschaft Itzehoe, die er aus jahre-
langer Tätigkeit bestens kennt. Ich 
wünsche ihm für seine neue Tätig-
keit Glück und viel Erfolg“, sagte 
Justizministerin Anke Spoorendonk. 

In Kiel wird die Leitung der 
Staatsanwaltschaft mit einer Frau 
besetzt. Nicht unbekannt ist Birgit 
Heß, die neue Leitende Oberstaats-
anwältin. Heß wurde in Büdelsdorf 
geboren und studierte vom Winter-
semester 1984 bis 1990 Rechtswis-
senschaften an der CAU Kiel mit 
dem Abschluss der Ersten Juristi-
schen Staatsprüfung. Nach wissen-
schaftlicher Tätigkeit an der juristi-
schen Fakultät absolvierte sie von 
1992 bis 1994 ihr Referendariat. 
Nach der Großen Juristischen 
Staatsprüfung im Juli 1994 in Ham-
burg war Heß ab November als 
Richterin auf Probe als Dezernentin 
der Staatsanwaltschaft Kiel tätig 
und wurde im Dezember 1997 zur 
Staatsanwältin auf Lebenszeit er-
nannt. Von Juni 1998 bis April 1999 
absolvierte sie beim Generalstaats-
anwalt in Schleswig ihr drittes 
Staatsexamen. Zum März 2005 er-

folgte die Ernennung zur Ober-
staatsanwältin beim Generalstaats-
anwalt in Schleswig. Im Mai 2010 
wurde Frau Heß als Oberstaatsan-
wältin und Abteilungsleiterin bei 
der Staatsanwaltschaft Kiel die 
Stellvertreterin von Peter Schwab.

28. Februar
Ungewöhnlicher Dank an die Po-

lizei von der Gruppe „Hilfsaktion 
für Kieler Obdachlose und ihre Vier-
beiner“. „Ihr habt für einen Groß-
einsatz (Demo) am HBF in der „War-
teschleife“ gestanden. Angetan von 
unserer Aktion, spendetet uns ihr 
„Jungs   und Mädels“ kurzerhand 
Eure Verpflegungspakete, welche 
ihr zum Einsatz mitbekommen habt 
(Stullen, Naschis, Knabber-
kram). Unsere hungrigen Herzmen-
schen und Herzchenhunde nahmen 
voller Freude Eure Schnürpakete in 
Empfang. So endete der Tag für uns 
alle mit einem guten Gefühl und ei-
nem Lächeln. 

Ihr „Engel“ des Tages habt mit Eu-
rer Verpflegungsspende den „Her-
zensmenschen“ – wie wir sie nennen 
– viel mehr gegeben als Euer Es-
sen. Ihr habt sie wahrgenommen und 
das als Menschen. Das ist so schön!“

 7. März
Innenminister Studt verleiht Sport-

verdienstnadeln an für den Sport en-
gagierte Bürger. Darunter auch Rai-
ner Tschirne (Foto). Tschirne ist 
Mitglied im Rendsburger TSV. Er be-
gann 1972 mit dem Handball und war 
gleichzeitig in der Leichtathletik ak-
tiv. Nachdem er 1977 Handball-
schiedsrichter wurde, qualifizierte er 
sich als Schiedsrichter bis in den Bun-
desliga-kader des deutschen Hand-
ballbundes. Er wurde eingesetzt bei 
Spielen der 2. Bundesliga der Männer 
und bei Spielen der 1. und 2. Bundes-
liga der Frauen. Von 1978 bis 1986 
war er Vereinsschiedsrichter, Schieds-
richterwart und Handballobmann im 
Rendsburger TSV. 1994 übernahm er 
zusätzlich das Amt des Spielwartes 
im Bezirk Ost im Handballverband 
Schleswig-Holstein, ehe er 2000 bis 
zur strukturbedingten Auflösung des 
Bezirkes Ost im Sommer 2008 dort 
der 1. Vorsitzende war. 2002 wählte 
der Verbandstag ihn in das Amt des 
Vizepräsidenten Spieltechnik. Dieses 
Amt hat er auch noch heute inne. Im 
Deutschen Handballbund ist Rainer 
Tschirne seit 1997 als Schiedsrichter-
beobachter tätig.




